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Betrifft 

Schulbehörden – Verwaltungsreformgesetz 2013; Begutachtung 

Die NÖ Landesregierung hat am 28. Mai 2013 beschlossen, zum Entwurf eines 

Bundesgesetzes, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz, das Bundesverfassungsgesetz 

vom 18. Juli 1962, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 

hinsichtlich des Schulwesens geändert wird, und das Bundes-Schulaufsichtsgesetz zur 

Reform der Verwaltung des Schulwesens des Bundes geändert werden (Schulbehörden – 

Verwaltungsreformgesetz 2013), wie folgt Stellung zu nehmen: 

 

1. Zu Artikel 1 (Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes): 

 

Hingewiesen wird, dass es in Z. 2 statt „Dem“ „Im“ heißen sollte. 

 

Im Besonderen Teil der Erläuterungen zu Artikel 1 Z. 2 sollte es im ersten Satz „öffentlich-

rechtlichen Dienstverhältnis stehenden“ heißen anstatt „öffentlich-rechtlichen stehenden“. 

 

2. Zu Artikel 3 (Änderung des Bundes-Schulaufsichtsgesetz): 

 

24/SN-519/ME XXIV. GP - Stellungnahme zu Entwurf (elektr. übermittelte Version) 1 von 2

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



- 2 - 

Zu Z .18 wird angemerkt, dass die Formulierung auch in Zusammenhang mit den Erläute-

rungen unklar ist, da die Bestimmung mit 1. August 2014 in Kraft treten soll und es bereits 

mit Ablauf des Tages der Kundmachung die Bezeichnung „Bezirksschulinspektor“ bzw. 

„Bezirksschulinspektorin“ nicht mehr geben soll. 

 

Eine Klarstellung könnte durch die Einfügung des Wortes „bisherigen“ vor der Wortfolge 

„Bezirksschulinspektorinnen und Bezirksschulinspektoren“ erfolgen. 

 

Eine Ausfertigung dieser Stellungnahme wird unter einem dem Präsidium des National-

rates elektronisch übermittelt. 

 

Ergeht an: 
1. An das  Präsidium des Nationalrates 
                                     ------------------------------------------------ 
2. An das  Präsidium des Bundesrates 
3. An alle vom Lande Niederösterreich entsendeten Mitglieder des Bundesrates 
4. An alle Ämter der Landesregierungen (zu Handen des Herrn Landesamtsdirektors) 
5. An die Verbindungsstelle der Bundesländer, Schenkenstraße 4, 1014 Wien 
6. Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst, Ballhausplatz 2, 1014 Wien 
7. Landtagsdirektion 
 

 

NÖ Landesregierung 

Dr. P R Ö L L  

Landeshauptmann 

 

 

 Dieses Schriftstück wurde amtssigniert.
Hinweise finden Sie unter:
www.noe.gv.at/amtssignatur 
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